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2Hat eine im Landtag vertretene politische Partei den An-
trag gestellt, ist der Staatsregierung Gelegenheit zur Äuße-
rung zu geben.

(2) 1Der Antragsteller und die Wählergruppe müssen sich
durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. 2Dieser hat
bei seiner ersten Äußerung eine schriftliche Vollmacht vor-
zulegen. 3Wird der Antrag von einer politischen Partei ge-
stellt, ist zugleich der Nachweis vorzulegen, daß die Voll-
macht von dem nach der Parteisatzung hierzu Berechtigten
erteilt wurde.

(3) Ausfertigungen der Entscheidung sind der Staatsregie-
rung, auch wenn sie den Antrag nicht gestellt hat, den Be-
vollmächtigten des Antragstellers und der beteiligten Wähler-
gruppe, dem Landtag und dem Landeswahlleiter zuzustellen.

3. Abschnitt. Entscheidungen über die Gültigkeit
der Wahl der Mitglieder des Landtags und

den Verlust der Mitgliedschaft beim Landtag
(Art. 2 Nr. 3)

Art. 48   Antrag, Verfahren Art. 48

(1) Gegen Beschlüsse des Landtags über die Gültigkeit der
Wahl oder den Verlust der Mitgliedschaft können die Ent-
scheidung des Verfassungsgerichtshofs beantragen
1. Abgeordnete, deren Mitgliedschaft im Landtag bestritten

ist,
2. Fraktionen des Landtags oder Minderheiten des Landtags,

die wenigstens ein Zehntel der gesetzlichen Mitglieder-
zahl umfassen,

3. Stimmberechtigte, deren Wahlbeanstandung vom Land-
tag verworfen worden ist, wenn ihnen mindestens ein-
hundert Stimmberechtigte beitreten.
(2) 1Der Antrag ist schriftlich bei dem Präsidenten des Ver-

fassungsgerichtshofs binnen einem Monat seit der Beschluß-
fassung des Landtags einzureichen; er ist durch die Anfüh-
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rung von Tatsachen und Beweismitteln zu begründen.
2Eine Landtagsminderheit muß sich durch einen Bevoll-
mächtigten vertreten lassen. 3Dieser hat bei der Antrag-
stellung den Nachweis seiner Bevollmächtigung vorzule-
gen. 4Die Stimmberechtigten, die einem Stimmberechtigten
als Antragsteller beitreten, müssen diese Erklärung persön-
lich unterzeichnen und Familiennamen, Vornamen, Tag der
Geburt und Anschrift (Hauptwohnung) angeben.

(3) 1Der fristgemäß eingereichte Antrag ist den weiteren
Beteiligten zur Äußerung binnen einer zu bestimmenden
Frist mitzuteilen. 2Beteiligte sind außer dem Antragsteller
der Landtag und die Personen, deren Mitgliedschaft im
Landtag durch die beantragte Entscheidung betroffen wäre.
3Die Äußerung und die Gegenerklärung erfolgen schrift-
lich.

(4) Ist die Frist des Absatzes 2 Satz 1 nicht eingehalten
worden, so ist der Antrag als unzulässig zurückzuweisen.

(5) Ausfertigungen der Entscheidung sind dem Abgeord-
neten, dem Landtag, den etwaigen übrigen Beteiligten, der
Staatsregierung und dem Landeswahlleiter zuzustellen.

4. Abschnitt. Verfassungsstreitigkeiten zwischen
obersten Staatsorganen; Meinungsverschiedenheiten

über Verfassungsänderung (Art. 2 Nrn. 4 und 8)

Art. 491)   Verfahren, Zustellung Art. 49

(1) Bei Verfassungsstreitigkeiten zwischen den obersten
Staatsorganen oder in der Verfassung mit eigenen Rechten
ausgestatteten Teilen eines obersten Staatsorgans (Art. 64 der
Verfassung) sowie bei Meinungsverschiedenheiten darüber,
ob durch ein Gesetz die Verfassung verletzt wird oder ob
ein Antrag auf eine unzulässige Verfassungsänderung vorliegt
_________________________________________________________

1) Art. 49 Abs. 2 Sätze 1 und 3 und Abs. 3 geänd. durch G v. 16. 12.
1999 (GVBl. S. 521).
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(Art. 75 Abs. 3 der Verfassung), kann die Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofs herbeigeführt werden.

(2) 1Antragsberechtigt sind der Landtag, die Staatsregie-
rung und die in der Verfassung mit eigenen Rechten ausge-
statteten Teile eines obersten Staatsorgans. 2Letztere müssen
sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen, der den
Antrag zu stellen und dabei den Nachweis seiner Bevoll-
mächtigung vorzulegen hat. 3Bei Meinungsverschiedenhei-
ten innerhalb des Landtags oder des Senats (Art. 75 Abs. 3
der Verfassung) müssen sich auch die Mitglieder des Land-
tags, die die gegenteilige Ansicht vertreten, durch einen Be-
vollmächtigten vertreten lassen.

(3) Ausfertigungen der Entscheidung sind dem Landtag
und der Staatsregierung zuzustellen.
Art. 50

5. Abschnitt. Richtervorlagen (Art. 2 Nr. 5)

Art. 501)   Verfahren, Zustellung

(1) Hält ein Gericht eine Rechtsvorschrift des bayerischen
Landesrechts, die für die Entscheidung eines bei ihm anhän-
gigen Verfahrens erheblich ist, für verfassungswidrig, so hat
es das Verfahren auszusetzen und die Entscheidung des Ver-
fassungsgerichtshofs herbeizuführen.

(2) 1Das Gericht leitet den Vorlagebeschluß mit den Akten
dem Verfassungsgerichtshof unmittelbar zu. 2 In der Begrün-
dung des Beschlusses ist auszuführen, aus welchen Grün-
den die Rechtsvorschrift für das anhängige Verfahren ent-
scheidungserheblich ist und für verfassungswidrig erachtet
wird.

(3) Der Verfassungsgerichtshof gibt dem Landtag, der
Staatsregierung und den sonst am Verfahren Beteiligten
Gelegenheit zur Äußerung.
_________________________________________________________

1) Art. 50 Abs. 3 und 4 geänd. durch G v. 16. 12. 1999 (GVBl.
S. 521).
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(4) Ausfertigungen der Entscheidung sind dem Landtag
und der Staatsregierung zuzustellen.

Art. 51
6. Abschnitt. Verfassungsbeschwerden

(Art. 2 Nr. 6)

Art. 51   Inhalt und Voraussetzung der Verfassungsbe-
schwerde; Frist

(1) 1 In der Beschwerde nach Art. 120 der Verfassung sind
die Handlung oder Unterlassung der Behörde, gegen die
sich der Beschwerdeführer wendet, und das verfassungsmä-
ßige Recht, dessen Verletzung der Beschwerdeführer gel-
tend macht, zu bezeichnen; die Bestimmungen der Verfas-
sung, deren Verletzung behauptet wird, sollen angeführt
werden. 2Die Beschwerde kann auch gegen die Handlung
oder Unterlassung eines Gerichts erhoben werden.

(2) 1 Ist hinsichtlich des Beschwerdegegenstands ein
Rechtsweg zulässig, so ist bei Einreichung der Beschwerde
nachzuweisen, daß der Rechtsweg erschöpft worden ist.
2Die Verfassungsbeschwerde ist spätestens zwei Monate
nach der schriftlichen Bekanntgabe der vollständigen letzt-
gerichtlichen Entscheidung an den Beschwerdeführer beim
Verfassungsgerichtshof einzureichen.Art. 51

(3) 1 Ist ein Rechtsweg nicht zulässig und wird die Be-
schwerde gegen eine einem Staatsministerium nachgeord-
nete Behörde erhoben, so muß der Beschwerdeführer bei
Einreichung der Beschwerde nachweisen, daß er innerhalb
eines Monats, seit er von der Handlung der Behörde Kennt-
nis hat, ohne Erfolg bei dem zuständigen Staatsministerium
um Abhilfe nachgesucht hat. 2Sind seit der Einreichung des
Gesuchs um Abhilfe drei Monate verstrichen, ohne daß
dem Beschwerdeführer ein Bescheid zugegangen ist, so
wird angenommen, daß das Gesuch um Abhilfe erfolglos
geblieben ist. 3Die Verfassungsbeschwerde ist spätestens
zwei Monate nach der Entscheidung des Staatsministeriums
oder der von ihm beauftragten Dienststelle und, falls eine
Entscheidung nicht ergangen ist, zwei Monate nach Ablauf
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der Frist des Satzes 2 beim Verfassungsgerichtshof einzurei-
chen.

(4) Wird der Nachweis, daß der Rechtsweg erschöpft oder
das Abhilfegesuch an das zuständige Staatsministerium oh-
ne Erfolg geblieben ist, bei Einreichung der Verfassungs-
beschwerde nicht erbracht, so kann ihn der Präsident unter
Setzung einer Frist beim Beschwerdeführer anfordern.

(5) Ist ein Rechtsweg nicht zulässig und auch ein Gesuch
um Abhilfe nach Absatz 3 Satz 1 nicht möglich, so ist
1. die Verfassungsbeschwerde gegen die Handlung einer

Behörde spätestens zwei Monate seit der Kenntnisnahme
des Beschwerdeführers,

2. die Verfassungsbeschwerde gegen eine gerichtliche Ent-
scheidung spätestens zwei Monate seit der schriftlichen
Bekanntgabe der vollständigen Entscheidung an den Be-
schwerdeführer,

3. die Verfassungsbeschwerde gegen die Unterlassung einer
beantragten Handlung spätestens sechs Monate nach der
Antragstellung

zu erheben.
(6) Im Fall des Art. 48 Abs. 3 der Verfassung findet Ab-

satz 1 Satz 1 entsprechende Anwendung.
Art. 52, 53
Art. 52   Äußerung der Staatsregierung oder des zu-

ständigen Staatsministeriums

Vor einer abschließenden Entscheidung übermittelt der
Verfassungsgerichtshof eine Abschrift der Beschwerde im
Fall des Art. 48 Abs. 3 der Verfassung der Staatsregierung,
im Fall des Art. 120 der Verfassung dem beteiligten Staats-
ministerium und gibt Gelegenheit zur Äußerung binnen ei-
ner zu bestimmenden Frist.

Art. 53   Verfahren

(1) 1Über die Beschwerde entscheidet der Verfassungsge-
richtshof ohne mündliche Verhandlung. 2Der Präsident
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oder der Verfassungsgerichtshof können mündliche Ver-
handlung anordnen.

(2) Zur mündlichen Verhandlung sind der Beschwerde-
führer und die Staatsregierung oder das beteiligte Staatsmi-
nisterium zu laden.

(3) Der Präsident oder der Verfassungsgerichtshof können
das persönliche Erscheinen des Beschwerdeführers anord-
nen.

Art. 54   Inhalt der Entscheidung
1Wird einer Verfassungsbeschwerde stattgegeben, so ist in

der Entscheidung festzustellen, welche Verfassungsbestim-
mung verletzt wurde und durch welche gerichtliche oder
behördliche Handlung oder Unterlassung die Verletzung
erfolgt ist. 2Der Verfassungsgerichtshof bestimmt, in wel-
cher Weise der Beschwerde abzuhelfen ist.
Art. 54, 55

7. Abschnitt. Popularklagen (Art. 2 Nr. 7)

Art. 551)   Popularklage
(1) 1Die Verfassungswidrigkeit einer Rechtsvorschrift des

bayerischen Landesrechts kann jedermann durch Beschwer-
de beim Verfassungsgerichtshof geltend machen. 2Er hat
darzulegen, daß ein durch die Verfassung gewährleistetes
Grundrecht verfassungswidrig eingeschränkt wird.

(2) Der Verfassungsgerichtshof hat dem Landtag, der
Staatsregierung und den übrigen Beteiligten Gelegenheit zur
Äußerung zu geben.

(3) Der Verfassungsgerichtshof kann von einer mündli-
chen Verhandlung absehen, wenn er eine solche nach der
Sach- und Rechtslage nicht für geboten erachtet.

(4) Ausfertigungen der Entscheidung sind dem Landtag
und der Staatsregierung zuzustellen.
_________________________________________________________

1) Art. 55 Abs. 2 und 4 geänd. durch G v. 16. 12. 1999 (GVBl.
S. 521).
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(5) Der Verfassungsgerichtshof kann trotz einer Rück-
nahme der Popularklage über diese entscheiden, wenn er
eine Entscheidung im öffentlichen Interesse für geboten
hält; er hat über die Popularklage zu entscheiden, wenn
die juristische Person des öffentlichen Rechts, deren
Rechtsvorschrift angegriffen ist, eine Entscheidung binnen
vier Wochen ab Zustellung der Rücknahmeerklärung be-
antragt.

Art. 56, 57
Vierter Teil. Änderungs-, Übergangs- und

Schlußvorschriften

Art. 56   Änderung von Vorschriften
(vom Abdruck wurde abgesehen)

Art. 57   Inkrafttreten; Außerkrafttreten; Übergangsre-
gelung

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1991 in Kraft.
2Gleichzeitig treten außer Kraft
1. das Gesetz über den Verfassungsgerichtshof – VfGHG –

(BayRS 1103–1–S) und
2. die Geschäftsordnung des Verfassungsgerichtshofs für den

Freistaat Bayern vom 15. Juli 1963 (GVBl. S. 151,
BayRS 1103–1–1–S), geändert durch Bekanntmachung
vom 18. Februar 1966 (GVBl. S. 159).
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 treten Art. 3 Abs. 6,

Art. 10 Abs. 1 und Art. 30 Abs. 2 am 1. August 1990 in
Kraft.

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 gilt als Über-
gangsregelung folgendes:
1. 1Die Vorschriften über die Dauer der Amtszeit der be-

rufsrichterlichen Mitglieder des Verfassungsgerichtshofs,
über die Wählbarkeit und über die Wahlvorschläge
(Art. 4 Abs. 1, Art. 5 und 6) gelten nur für die Mitglieder
des Verfassungsgerichtshofs, die nach Inkrafttreten dieses
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Gesetzes gewählt werden. 2Für die zuvor gewählten Mit-
glieder bleiben die bisherigen Vorschriften maßgebend.

2. 1Die Bestimmungen dieses Gesetzes sind auch auf bereits
anhängige Verfahren anzuwenden. 2Anträge und Erklä-
rungen, die entsprechend dem bisherigen Recht gestellt
oder abgegeben wurden, bleiben wirksam. 3Verfahren, in
denen die mündliche Verhandlung vor dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes begonnen hat, werden nach dem bisheri-
gen Recht zu Ende geführt. 4Eine Gebühr nach Art. 27
Abs. 1 kann bei Popularklagen, die vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes erhoben wurden, nicht auferlegt werden.

Art. 57


